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Zusatzleistungsverordnung 
(Änderung vom 18. August 2010)

Der Regierungsrat beschliesst:

I. Die Zusatzleistungsverordnung vom 5. März 2008 wird geändert. 

II. Diese Verordnungsänderung tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.
Wird ein Rechtsmittel ergriffen, wird über die Inkraftsetzung erneut
entschieden.

III. Gegen diese Verordnungsänderung kann innert 30 Tagen, von
der Veröffentlichung an gerechnet, beim Verwaltungsgericht des Kan-
tons Zürich Beschwerde erhoben werden. Die Beschwerdeschrift muss
einen Antrag und dessen Begründung enthalten.

IV. Veröffentlichung dieses Beschlusses, der Verordnungsänderung
und der Begründung im Amtsblatt.

Im Namen des Regierungsrates
Der Präsident: Der Staatsschreiber:
Hollenstein Husi

Zusatzleistungsverordnung ZLV
(Änderung vom 18. August 2010)

Der Regierungsrat beschliesst:

Die Zusatzleistungsverordnung (ZLV) vom 5. März 2008 wird wie
folgt geändert:
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Anspruch § 20. Abs. 1 und 2 unverändert.
3 Bei Zuschüssen an in anerkannten Heimen oder Spitälern lebende

Personen gemäss Art. 10 Abs. 2 ELG sind die Karenzfrist von § 13
ZLG betreffend die Wohnsitzdauer im Kanton Zürich und das Erfor-
dernis des tatsächlichen Aufenthalts im Kanton Zürich nicht anwend-
bar. 

Abs. 3 wird zu Abs. 4. 

Begründung

A. Ausgangslage

Gemäss § 19 a des Gesetzes über die Zusatzleistungen zur eid-
genössischen Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung vom
7. Februar 1971 (Zusatzleistungsgesetz; ZLG, LS 831.3) wird bei Per-
sonen, die dauernd oder längere Zeit in einem Heim oder Spital ge-
mäss dem Bundesgesetz vom 6. Oktober 2006 über Ergänzungsleis-
tungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung (ELG,
SR 831.30) leben und deren Ergänzungsleistungen und Beihilfen nicht
ausreichen, der fehlende Bedarf durch Zuschüsse gedeckt, sofern die
Vermögensfreibeträge nach Art. 11 Abs. 1 lit. c ELG nicht überschrit-
ten werden (Abs. 1). Nach Abs. 2 dieser Bestimmung regelt die Ver-
ordnung des Regierungsrates das Nähere. Diese Konkretisierung er-
folgt in den §§ 20ff. der Zusatzleistungsverordnung vom 5. März 2008
(ZLV, LS 831.31). § 20 Abs. 1 ZLV sieht vor, dass Zuschüsse an Perso-
nen ausgerichtet werden, welche die Anspruchsvoraussetzungen von
Art. 4, 5 und 32 ELG sowie von § 13 ZLG erfüllen und deren tatsäch-
licher Aufenthalt und zivilrechtlicher Wohnsitz sich im Kanton Zürich
befinden. Eine Sonderregelung gilt für invalide Personen, die sich in
einer gemäss dem Bundesetz vom 6. Oktober 2006 über die Institutio-
nen zur Förderung der Eingliederung von invaliden Personen (IFEG,
SR 831.26) anerkannten Institution aufhalten (§ 20 Abs. 3 ZLV). Für
diese Personen sind die Karenzfristen gemäss Art. 5 ELG und § 13
ZLG betreffend die Wohnsitzdauer in der Schweiz oder im Kanton
Zürich und das Erfordernis des tatsächlichen Aufenthalts im Kanton
Zürich nicht anwendbar. Mit dieser Sonderregelung wird die Vorgabe
von Art. 7 Abs. 1 IFEG umgesetzt. Danach haben sich die Kantone so
weit an den Kosten eines Aufenthalts in einer anerkannten Institution
zu beteiligen, dass keine invalide Person wegen dieses Aufenthalts So-
zialhilfe benötigt. 
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Am 13. Juni 2008 hat die Bundesversammlung das Bundesgesetz
über die Neuordnung der Pflegefinanzierung verabschiedet. Damit
wird die Finanzierung von ambulant und stationär erbrachten Pflege-
leistungen neu geregelt. Der neue Erlass führt auch zu Änderungen im
ELG. So haben die Kantone neu dafür zu sorgen, dass durch einen
Aufenthalt in einem anerkannten Pflegeheim in der Regel keine Sozial-
hilfe-Abhängigkeit begründet wird (Art. 10 Abs. 2 Bst. a revELG).
Das neue Bundesrecht tritt am 1. Januar 2011 in Kraft. 

Die Regelung von Art. 10 Abs. 2 Bst. a revELG gleicht derjenigen
von Art. 7 IFEG. Die kantonale Umsetzung der Vorgabe im ELG kann
indessen nicht analog derjenigen im IFEG erfolgen. So bedingt Art. 7
IFEG eine kantonale Regelung, die eine Sozialhilfe-Abhängigkeit bei
allen Personen mit Wohnsitz im Kanton Zürich, die sich in einer Insti-
tution gemäss IFEG aufhalten, verhindert. Die Vermeidung der So-
zialhilfe-Abhängigkeit bei diesen Personen hat unabhängig davon zu
erfolgen, ob sie ergänzungsleistungsberechtigt sind oder nicht. Die
Vorgabe gemäss Art. 10 Abs. 2 Bst. a revELG erfasst demgegenüber
nur ergänzungsleistungsberechtigte Personen. Um den Vorgaben des
Bundes zu entsprechen, dürfen bei Personen, die sich in einem an-
erkannten Pflegeheim aufhalten, für den Anspruch auf Zuschüsse
grundsätzlich keine strengeren Voraussetzungen festgelegt werden als
für den Anspruch auf Ergänzungsleistungen. Dies hat zur Folge, dass
bei dieser Personengruppe der Anspruch auf Zuschüsse nicht weiter
von der Erfüllung der Karenzfrist gemäss § 13 ZLG abhängig gemacht
werden darf. Der Anspruch auf Zuschüsse darf ebenfalls nicht an
den Aufenthalt im Kanton Zürich geknüpft werden. Die beiden An-
spruchsvoraussetzungen sind somit für ergänzungsleistungsberechtigte
Personen zu streichen. Für diese Personen werden die Anspruchs-
voraussetzungen für den Erhalt von Zuschüssen gestützt auf obige
Ausführungen in einem gesonderten Absatz von § 20 ZLV geregelt. 

Im Rahmen der Arbeiten zur Verordnungsänderung wurden der
Gemeindepräsidentenverband und der Fachverband Zusatzleistungen
in Nachachtung von § 19 a Abs. 2 ZLG angehört. 

B. Finanzielle Auswirkungen

Im Zusammenhang mit den finanziellen Auswirkungen ist vorab
festzuhalten, dass mit dem Bundesgesetz über die Neuordnung der
Pflegefinanzierung die Vermögensfreibeträge für die Berechnung der
Ergänzungsleistungen zur AHV/IV erhöht wurden. Wie bereits im Rah-
men der Weisung zum kantonalen Pflegegesetz (Vorlage 4693, S. 51ff.)
ausgeführt, dürften sich aus dieser Änderung für den Kanton Zürich
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Mehrkosten von etwa 11 Mio. Franken ergeben. Demgegenüber sind
von der geplanten Verordnungsänderung nur geringe Mehrkosten für
die Zusatzleistungen zu erwarten. Mit der Neugestaltung des Finanz-
ausgleichs und der Aufgabenteilung zwischen Bund und Kantonen
wurde das gesetzliche Leistungsmaximum bei den Ergänzungsleistun-
gen aufgehoben. Aufgrund dessen reichen die Ergänzungsleistungen
in den meisten Fällen zur Finanzierung eines Heimaufenthalts aus.
So mussten 2009 lediglich Zuschüsse von insgesamt Fr. 2 490 792 an
320 Bezügerinnen und Bezüger ausgerichtet werden. Da mit der ge-
planten Änderung der ZLV die Anspruchsvoraussetzungen für den
Erhalt von Zuschüssen gegenüber dem geltenden Recht lediglich für
eine Personengruppe herabgesetzt werden, ist davon auszugehen, dass
sich der Kreis der Bezügerinnen und Bezüger nur leicht erweitern
wird. Dabei werden bisherige Sozialhilfeleistungen durch Zuschüsse
ersetzt werden, insgesamt erfolgt keine Leistungsausweitung. Für die
öffentliche Hand, Gemeinden und Kanton, ist dies deshalb kosten-
neutral. Während für die Gemeinden eine leichte Minderbelastung
resultiert, wobei im Einzelfall auch eine geringe Mehrbelastung nicht
ausgeschlossen werden kann, ist für den Kanton eine entsprechende
geringe Mehrbelastung zu erwarten. Der Grund liegt in den unter-
schiedlichen Kostenteilern von Sozialhilfe und Zuschüssen zwischen
Kanton und Gemeinden. Die neuen Zuschüsse tragen die Gemeinden
zu 56% und der Kanton zu 44%. Bei der dafür wegfallenden Sozial-
hilfe ist der Kostenteiler je nach Fall unterschiedlich. In wohl fast allen
infrage stehenden Fällen dürfte keine Pflicht zum vollständigen Kos-
tenersatz des (Heimat-)Kantons im Rahmen der Ausländerfürsorge
oder des Bundesgesetzes über die Zuständigkeit für die Unterstützung
Bedürftiger (ZUG) bestehen, d.h., dass die Gemeinden in diesen Fäl-
len die Sozialhilfe bisher selber zu tragen hatten und an die Auslagen
einen Staatsbeitrag von gegenwärtig 5 bis 50% erhielten. Während sie
diese bisherigen Sozialhilfekosten somit zwischen 50 und 95% belaste-
ten, werden es bei den neuen Zuschüssen einheitlich 56% sein. Wird
zudem das vom Kantonsrat am 12. Juli 2010 verabschiedete Finanzaus-
gleichsgesetz (Vorlage 4582) mitberücksichtigt, das den Staatsbeitrag
an die Sozialhilfe weiter senkt, fällt die Entlastung der Gemeinden
noch etwas höher aus. 
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C. Zur Änderung von § 20 ZLV (Anspruch auf Zuschüsse)

§ 20 
Zur Verhinderung einer Sozialhilfe-Abhängigkeit ist ergänzungs-

leistungsberechtigten Personen, die sich in einem anerkannten Pflege-
heim aufhalten, ein Anspruch auf Zuschüsse unabhängig von der
Erfüllung der Karenzfrist gemäss § 13 ZLG und dem Aufenthalt im
Kanton Zürich einzuräumen. Diese Anspruchsvoraussetzungen fin-
den somit für diese Personengruppe keine Anwendung mehr. Da die
Voraussetzungen für den Erhalt von Zuschüssen auch für diese Perso-
nengruppe – wie für invalide Personen, die sich in einer Institution ge-
mäss IFEG aufhalten – von der allgemeinen Regelung gemäss Abs. 1
abweichen, ist für sie ebenfalls eine Sonderregelung zu schaffen. Die
Anspruchsvoraussetzungen für den Erhalt von Zuschüssen für in einem
Pflegeheim lebende Personen sind gegenüber denjenigen von invaliden
Personen, die sich in einer Institution gemäss IFEG aufhalten, aber
weiterhin strenger. Es ist deshalb im Sinne einer absteigenden Kas-
kade der Anspruchsvoraussetzungen ein neuer Abs. 3 zu schaffen, wäh-
rend der bisherige Abs. 3 zu Abs. 4 wird.

Die vorliegende Verordnungsänderung soll gleichzeitig wie das
Bundesgesetz über die Neuordnung der Pflegefinanzierung und die
damit einhergehenden Änderungen des ELG auf den 1. Januar 2011 in
Kraft treten.


